
daß alle politische Macht von den Werktätigen aus­
geübt wird. Bei der Vorbereitung und Durchführung 
der W. nehmen die Bürger ihr / Recht auf Mitbe­
stimmung und Mitgestaltung wahr, indem sie über 
die personelle Zusammensetzung der Volksvertre­
tungen als ihrer Vertretungs- und Machtorgane ent­
scheiden. Aus den W. gehen Vertretungskörper­
schaften hervor, die als Machtorgane des werktäti­
gen Volkes dessen Souveränität {/ Volkssouveräni­
tät) verkörpern und die die Grundlage des gesamten 
Systems der Staatsorgane bilden. Das W.system der 
DDR sichert, daß diejenigen Bürger als Abgeordne­
te gewählt werden, die das Vertrauen der Werktäti­
gen besitzen und die gemeinsamen Interessen der 
Klassen und Schichten der Werktätigen in den 
Volksvertretungen wahrnehmen. Indem die Bürger 
an der Vorbereitung der W. aktiv teilnehmen und 
über die Auswahl der Kandidaten entscheiden, bil­
det die Stimmabgabe am W.tag einen Höhepunkt / 
sozialistischer Demokratie und intensiver Mitwir­
kung der Bürger im gesamten Prozeß der Vorberei­
tung und Organisierung der W. Zugleich kennzeich­
net es die W. im sozialistischen Staat, daß die ge­
wählten Abgeordneten während der gesamten
W.période enge Verbindung zu ihren Wählern hal­
ten, ihnen rechenschaftspflichtig sind und im äußer­
sten Fall - wenn sie ihre Pflichten als Abgeordnete 
gröblich verletzen - von den Wählern abberufen (/* 
Abberufung) werden können. Die wahlrechtlichen 
Bestimmungen, in deren Zentrum das Wahlrecht 
der Bürger steht, sind vor allem in Art. 22 und 54 
Verfassung sowie im Wahlgesetz enthalten.
Zu den sozialistischen W.prinzipien, die den Cha­
rakter der W. in der DDR bestimmen, gehören die 
Leitung der W. durch demokratisch gebildete
W.kommissionen, die Volksaussprache über die 
Grundfragen der Politik und die Aufstellung und 
Prüfung der Kandidaten durch die Wähler. Leitung 
der W. durch W.kommissionen bedeutet, daß die 
Wähler selbst die W. organisieren. Diese Kommis­
sionen setzen sich aus ehrenamtlich tätigen Bürgern 
zusammen. Ihre Mitglieder sind Vertreter der in der 
/ Nationalen Front der DDR zusammenwirkenden 
Parteien und Massenorganisationen, Arbeiter, Ge­
nossenschaftsbauern, Angehörige der Intelligenz, 
der bewaffneten Organe und andere Werktätige, die 
vom Nationalrat bzw. vom zuständigen Ausschuß 
der Nationalen Front vorgeschlagen werden. Die 
W.kommission der Republik wird vom / Staatsrat 
der DDR, die Bezirks-, Kreis-, Stadt-, Stadtbezirks­
und Gemeindewahlkommissionen werden von den 
jeweiligen / örtlichen Räten gebildet. Die W.kom­
missionen organisieren die Vorbereitung und Durch­
führung der W. und gewährleisten die Einhaltung 
der wahlrechtlichen Bestimmungen sowie die Wah­
rung der Rechte der Bürger.
Mit den W. ist die Volksaussprache über die Grund­
fragen der Politik verbunden. Zeiten der W.Vorbe­
reitung werden stets genutzt, um die gemeinsamen 
Aufgaben zu erörtern, die sich zur Erhaltung des 
Friedens und bei der weiteren Gestaltung der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft ergeben. Zur 
W.Vorbereitung gehört die umfassende Rechen-
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schaftslegung der Abgeordneten und / Staatsfunk­
tionäre über die geleistete Arbeit. Die Bürger ma­
chen sich mit der Innen- und Außenpolitik des sozia­
listischen Staates vertraut und beraten die künftigen 
Aufgaben; auf solche Weise bilden sie sich eine klare 
Auffassung, wie die Zukunft zu meistern ist und was 
sie von den Abgeordneten erwarten. Sie sehen es als 
ihre ehrenvolle Aufgabe an, durch ihre Taten den so­
zialistischen Staat zu stärken und mit erfüllten Plä­
nen zur W.urne zu gehen.
Das Prinzip der Aufstellung und Prüfung der Kandi­
daten durch die Wähler bestimmt den gesamten Ver­
lauf der Vorbereitung der W. und sichert, daß die 
Werktätigen ihre besten Vertreter in die Volksver­
tretungen entsenden. Noch bevor die Parteien und 
Massenorganisationen die Kandidaten für den ge­
meinsamen W.Vorschlag nominieren, liegt die erste 
Entscheidung bei den Wählern: Die vorgesehenen 
Kandidaten werden von den Arbeitskollektiven, in 
denen sie tätig sind, geprüft und vorgeschlagen. Erst 
die solchermaßen geprüften und bestätigten Kandi­
daten werden von den demokratischen Parteien und 
Massenorganisationen aufgestellt, und diese vereini­
gen ihre Vorschläge zum gemeinsamen W.Vorschlag 
der Nationalen Front der DDR. Auf öffentlichen Ta­
gungen der zuständigen Ausschüsse der Nationalen 
Front unter Teilnahme weiterer Wählervertreter 
werden die Kandidaten vorgestellt; die Bürger be­
schließen wahlkreisweise über die Kandidaten und 
ihre Reihenfolge auf dem W. Vorschlag. Darüber hin­
aus sind die Kandidaten verpflichtet, sich auf weite­
ren Veranstaltungen den Wählern im W.kreis vorzu­
stellen und deren Fragen zu beantworten. Die Wäh­
ler können beantragen, Kandidaten vom W.Vor­
schlag abzusetzen. Darüber entscheidet der zustän­
dige Ausschuß der Nationalen Front.
Des weiteren gehört zu den W.grundsätzen, daß die 
Volksvertretungen in freier, allgemeiner, gleicher 
und geheimer W. gewählt werden. Der Grundsatz 
der freien W. bedeutet, daß jeder Bürger ohne jede 
Einschränkung an der W.bewegung teilnehmen und 
in freier Entscheidung seine Stimme abgeben kann. 
Die W. ist allgemein, d. h., alle Bürger besitzen ohne 
Unterschied das aktive und das passive W.recht; Be­
schränkungen des W.rechts auf Grund von Ge­
schlecht, Klassenzugehörigkeit, der Vermögenslage, 
des Bildungsgrades oder aus ähnlichen Gründen sind 
unzulässig. Mit dem Grundsatz der gleichen W. wird 
ausgedrückt, daß jeder Bürger mit gleichen Rechten 
und Pflichten an der W.bewegung teilnimmt, die 
gleiche Anzahl von Stimmen besitzt und die Stim­
men gleich gewertet werden: Jeder W.berechtigte 
hat eine Stimme zur W. der jeweiligen Volksvertre­
tung. Die W. ist geheim, d. h., für die W.handlung 
sind alle Voraussetzungen geschaffen, daß der Wäh­
ler seinen Stimmzettel unbeobachtet für die Stimm­
abgabe vorbereiten kann und die Entscheidung ge­
heim bleibt. In der DDR werden die W. zu allen 
Volksvertretungen als direkte (unmittelbare) W. 
durchgeführt; die Wähler geben ihre Stimme unmit-

405


	Wahl


